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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 25. Oktober 1995 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Blumenröhr und die Richter Dr. Krohn, 
Dr. Zysk, Dr. Hahne und Gerber

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des 2. Senats für Familiensachen des Oberlandes­
gerichts Braunschweig vom 8. November 1994 auf­
gehoben .

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten des Revi­
sionsverfahrens, an das Oberlandesgericht zu­
rückverwiesen .

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der am 1979 geborene Kläger ist der Sohn
des Beklagten aus dessen im Jahre 1990 geschiedener Ehe. Er 
lebt seit Juli 1992 bei seiner Mutter, der im November 1992 
die elterliche Sorge für ihn übertragen wurde, und die auch 
das Kindergeld für ihn bezieht. Die Mutter ist wieder ver­
heiratet. Sie hat kein eigenes Einkommen.

Der Kläger nimmt den Beklagten auf Zahlung von Unter­
halt ab Januar 1993 in Anspruch.
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Der Beklagte ist technischer Angestellter. Er bezog im 
Jahre 1993 ein Bruttojahresgehalt von 77.348,98 DM, auf das 
Lohnsteuer von 18.273 DM, ein Rentenversicherungsbeitrag 
von 6.879,80 DM, ein Arbeitslosenversicherungsbeitrag von 
2.555,38 DM sowie ein aus eigenen Mitteln aufzubringender 
Krankenversicherungsbeitrag von 4.140 DM (der sich 1994 auf 
4.337 DM erhöhte) zu entrichten waren. Für Fahrtkosten zwi­
schen seiner Wohnung und seinem Arbeitsplatz hatte der Be­
klagte bei einer Fahrtstrecke von 30 km insgesamt 4.800 DM 
(monatlich 400 DM) aufzubringen. Zur betrieblichen Alters­
versorgung zahlte er einen Beitrag von 1.314 DM. Im Jahre 
1993 erhielt er eine Steuererstattung in Höhe von 
2.391,94 DM.

Zusätzlich zu den genannten Verbindlichkeiten tilgt der 
Beklagte einen 1986 gemeinsam mit der Mutter des Klägers 
aufgenommenen Kredit in Höhe von ursprünglich 82.000 DM, 
der im Februar 1990 noch 63.376,88 DM betrug. Die Eheleute 
lösten den Kredit nach ihrer Trennung je zur Hälfte ab und 
nahmen, zu diesem Zweck, jeweils getrennt, einen neuen Kre­
dit bei der Kreissparkasse K.-C. auf. Der Beklagte löste 
zugleich eine Überziehung seines Girokontos in Höhe von 
seinerzeit 6.082,08 DM. ab, die vor der Trennung der Eheleu­
te entstanden war. Er zahlt auf das im Februar 1990 in Höhe 
von 40.000 DM neu begründete Darlehen an Zins und Tilgung 
monatlich 600 DM. Von dem 1986 aufgenommenen Kredit hatten 
die Eheleute einen Pkw gekauft und eine Wohnung im Haus des 
Vaters des Beklagten ausgebaut, die sie - unter Anrechnung 
ihrer Aufwendungen auf die Mietzinsen - anschließend be­
wohnten. Seit der Trennung der Eheleute nutzt der Beklagte

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

die Wohnung allein und zahlt hierfür seit Januar 1991 Miete 
an seinen Vater.

Die Parteien streiten darüber, ob und in welcher Weise 
die von dem Beklagten zu leistenden Kreditraten von monat­
lich 600 DM bei der Bemessung des Unterhalts für den Kläger 
zu berücksichtigen sind.

Der Kläger hat im ersten Rechtszug ein Teilanerkennt­
nisurteil in Höhe von monatlich 230 DM erwirkt und sodann 
beantragt, den Beklagten unter Berücksichtigung des Teil­
anerkenn tnisurteils zur Zahlung von monatlich 685 DM ab
1. Januar 1993 zu verurteilen. Das Amtsgericht hat dem Klä­
ger über das Teilanerkenntnisurteil hinaus monatlich weite­
re 385 DM (insgesamt monatlich 615 DM) zugesprochen.

Mit der hiergegen gerichteten Berufung hat der Beklagte 
beantragt, unter Abänderung des angefochtenen Urteils die 
Klage abzuweisen, soweit er - unter Einschluß des Teilaner­
kenntnisurteils vom 2. Dezember 1993 - zu höheren Unter­
haltszahlungen als monatlich 495 DM verurteilt worden ist. 
Das Oberlandesgericht hat das angefochtene Urteil abgeän­
dert und den Beklagten zu folgenden Zahlungen verurteilt: 
Für die Zeit vom 1. bis 9. Januar 1993: 143,71 DM, für die 
Zeit vom 10. Januar bis zum 31. Dezember 1993 monatlich 
615 DM und ab 1. Januar 1994 monatlich 555 DM.

Hiergegen wendet sich der Beklagte mit der zugelassenen 
Revision, mit der er sein zweitinstanzliches Begehren wei­
terverfolgt.
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Entscheidungsqründe:

Die Revision führt zur Aufhebung des angefochtenen Ur­
teils und Zurückverweisung der Sache an das Oberlandesge­
richt .

I.

1. Das Berufungsgericht ist bei der Ermittlung des dem 
Kläger nach Maßgabe der §§ 1601 ff BGB zustehenden Unter­
halts für 1993 von einem unterhaltsrelevanten Einkommen des 
Beklagten von insgesamt 41.778,74 DM (77.348,98 DM - 
18.273 EM - 6.879,90 DM - 2.555,38 DM - 4.140 DM - 4.800 DM 
- 1.314 DM + 2.391,94 DM), d.h. monatlich 3.481,56 DM aus­
gegangen. Zur Unterhaltsbemessung bei diesem Einkommen hat 
es ausgeführt: Nach der Düsseldorfer Tabelle - Stand vom
1. Juli 1992 - lieg» das maßgebliche Einkommen des Beklag­
ten noch in der vierten, jedoch an der Grenze zur fünften 
Einkommensgruppe, die ein Nettoeinkommen von 3.500 DM bis 
4.100 DM umfasse. Im Hinblick darauf, daß der Beklagte nur 
dem Kläger unterhaltspflichtig sei, während die Düsseldor­
fer Tabelle für eine Unterhaltspflicht gegenüber drei Un­
terhaltsberechtigten konzipiert sei, sei für die Unter­
hai tsbeStimmung hier die sechste Einkommensgruppe heranzu­
ziehen. Dem stehe die Ratenzahlungsverpflichtung des Be­
klagten in Höhe von monatlich 600 DM nicht entgegen. Es sei 
grundsätzlich angemessen, Zahlungen auf berücksichtigungs­
fähige Schulden bei der Ermittlung des Kindesunterhalts 
nicht vorab vom Einkommen des Unterhaltspflichtigen abzu­
ziehen, sondern sie, soweit erforderlich, beim, Selbstbehalt
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des Unterhaltspflichtigen selbstbehaltserhöhend zu berück­
sichtigen. Dazu könne darauf verwiesen werden, daß der 
Wortlaut des § 1603 Abs. 1 BGB dafür spreche, Verbindlich­
keiten des Unterhaltspflichtigen erst bei der Prüfung sei­
ner Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen und nicht vorher. 
Hinzu komme, daß Kinder in ihrer von den Eltern abgeleite­
ten Lebensstellung nicht nur durch Kreditverbindlichkeiten 
belastet würden, sondern daß sich ihre Lebensstellung durch 
die mit den Krediten ermöglichten Anschaffungen und Aufwen­
dungen auch verbessere. Auch dieser Gesichtspunkt spreche 
gegen die einkommensmindernde Absetzung von Schulden vor 
Bestimmung des Kindesunterhalts nach der Düsseldorfer Ta­
belle, da sich Schuldverbindlichkeiten andernfalls nach 
Trennung oder Scheidung der Eltern verstärkt nachteilig für 
unterhaltsbedürftige Kinder auswirken würden.

Von dieser grundsätzlich beim Kindesunterhalt angewand­
ten Berechnungsweise abzuweichen, bestehe nach den konkre­
ten Umständen des vorliegenden Falles keine Veranlassung. 
Insbesondere die Tatsache, daß der streitige Kredit für den 
Ausbau der Familienwohnung im Haus des Vaters des Beklagten 
gedient habe, die dem Kläger seit 1992 (seitdem dieser 
nicht mehr bei dem. Beklagten, sondern bei seiner Mutter le­
be) keinen Vorteil mehr bringe und daß ein Teil des Darle­
hensbetrages zur Anschaffung eines Pkw verwendet worden 
sei, der dem Beklagten verblieben und dessen Nutzwert dem 
Kläger ebenfalls seit 1992 nicht mehr zugute gekommen sei, 
rechtfertige es, den Unterhaltsanspruch des Klägers ohne 
Vorwegabzug der monatlichen Raten von 600 DM zu bestimmen. 
Dabei sei auch zu beachten, daß der Kredit, soweit er für 
das Hausgrundstück verwendet worden sei, zur Vermögensmeh-
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rung - wenn auch nicht des Beklagten, so doch von dessen 
Vater als Grundstückseigentümer - geführt habe. Dies zum 
Anlaß für eine Reduzierung des Unterhalts des Klägers zu 
nehmen, erscheine nicht gerechtfertigt. Hinzu komme 
schließlich, daß der Beklagte nichts dafür vorgetragen ha­
be, durch Verhandlungen mit der Bank oder mit seinem Vater 
den Versuch unternommen zu haben, die monatlichen Belastun­
gen aus der Kreditaufnahme zumindest zu verringern. Zu der­
artigen Bemühungen sei er aber angesichts der ihn gegenüber 
dem Kläger treffenden gesteigerten Unterhaltspflicht nach 
§ 1603 Abs. 2 BGB verpflichtet gewesen. Schon bei einer Re­
duzierung der monatlichen Kreditraten auf 300 bis 400 DM 
könnte der Unterhalt für den Kläger, auch bei Vorwegabzug 
der Raten, gleichfalls aus der Einkommensgruppe sechs der 
Düsseldorfer Tabelle bestimmt werden.

Bei Zugrundelegung dieser Einkommensgruppe ergebe sich 
für den Kläger in der dritten Altersstufe ein Tabellenun-
terhaltsanspruch von monatlich 650 DM. Nach Abzug des hälf­
tigen Kindergeldes von monatlich 35 DM habe der Beklagte 
mithin für die Zeit vom 10. Januar bis zum 31. Dezember 
1993 monatlich 615 DM Unterhalt an den Kläger zu zahlen.

2. Für die Zeit ab Januar 1994 hat das Oberlandesge­
richt den Beklagten bei einem unterhaltserheblichen Jahres­
einkommen von 39.189,10 DM (bei erhöhtem Krankenkassenbei­
trag und ohne Steuerrückzahlung), d.h. einem durchschnitt­
lichen Monatseinkommen von 3.265,76 DM, nicht mehr in die 
Einkommensgruppe sechs, sondern nur in die Einkommensgruppe 
fünf eingestuft und auf dieser Grundlage den Unterhaltsan­
spruch des Klägers - weiterhin in der dritten Altersstufe -
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mit monatlich 555 DM (590 DM abzüglich 35 DM Kindergeld) 
festgesetzt.

II.

Gegen diese Ausführungen erhebt die Revision zu Recht 
Bedenken.

Dem Kläger steht als minderjährigem ehelichem Kind ein 
Unterhaltsanspruch gegenüber seinem Vater nach Maßgabe der 
§§ 1601 ff BGB zu.

1. Nach diesen allgemeinen für den Verwandtenunterhalt 
geltenden Vorschriften bestimmt sich das Maß des zu gewäh­
renden "angemessenen Unterhalts" grundsätzlich nach der Le­
bensstellung des Bedürftigen (§ 1610 Abs. 1 BGB). Jedoch
wird der Unterhalt nicht geschuldet, soweit der (an sich) 
Unterhaltspflichtige bei Berücksichtigung seiner sonstigen 
Verpflichtungen ohne Gefährdung seines eigenen angemessenen 
Unterhalts zur Zahlung außerstande ist (§ 1603 Abs. 1 BGB). 
Kriterium für die Bemessung des Verwandtenunterhalts im 
allgemeinen ist danach die Lebensstellung des Bedürftigen, 
gegebenenfalls begrenzt durch die Leistungsfähigkeit des 
Verpflichteten.

2. Das Recht des Kindesunterhalts ist demgegenüber da­
durch gekennzeichnet, daß minderjährige Kinder ohne Ein­
künfte keine eigene unterhaltsrechtlich relevante Lebens­
stellung i.S. von § 1610 Abs. 1 BGB besitzen. Sie leiten 
ihre Lebensstellung vielmehr von derjenigen ihrer unter-
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haltspflichtigen Eltern ab. Lebt ein minderjähriges Kind, 
wie hier der Kläger, bei dem einkommenslosen Elternteil und 
wird von ihm versorgt und betreut, so bestimmt sich seine 
Lebensstellung grundsätzlich nach den Einkommens- (und Ver­
mögens-) Verhältnissen des anderen, barunterhaltspflichtigen 
Elternteils (ständige Rechtsprechung, vgl. Senatsurteile 
vom 8. April 1981 - IVb ZR 587/80 = FamRZ 1981, 543, 544; 
vom 4. Juni 1986 - IVb ZR 51/85 - BGHR BGB § 1610 Abs. 1, 
Abkömmling 1; vom 23. November 1988 - IVb ZR 20/88 = BGHR 
BGB § 1610 Bemessungsgrundlage 1; auch MünchKomm/Köhler BGB
3. Auf1. § 1610 Rdn. 5, 8, 9; Soergel/Häberle BGB 12. Aufl. 
S 1610 Rdn.. 2) . Dessen wirtschaftliche Verhältnisse prägen 
also die Lebensstellung des unterhaltsberechtigten minder­
jährigen Kindes und bestimmen damit das Maß des diesem zu­
stehenden Unterhalts im Sinne von § 1610 Abs. 1 BGB, aller­
dings mit der Maßgabe des Abs. 3 der Vorschrift.

3. Im Rahmen der Ermittlung des unterhaltserheblichen 
Einkommens des Verpflichteten sind unterhaltsrechtlich re­
levante Verbindlichkeiten mit zu berücksichtigen (vgl. Se­
natsurteile vom 15. November 1989 - IVb ZR 3/89 = BGHR BGB 
§ 1603 Abs. 1 Beweislast 1 = FamRZ 1990, 283, 287; vom 
18. März 1992 - XII ZR 1/91 = BGHR BGB § 1603 Abs. 2 Lei­
stungsfähigkeit 1 = FamRZ 1992, 797, 798). Denn der für die 
Unterhaltsbemessung maßgebliche Lebensstandard wird letzt­
lich (nur) durch tatsächlich verfügbare Mittel geprägt mit 
der Folge, daß sich auch die abgeleitete Lebensstellung des 
Kindes nach diesen Verhältnissen richtet.

Dem entsprechen die unterhaltsrechtlichen Tabellen und 
Leitlinien der Oberlandesgerichte, die - im wesentlichen
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übereinstimmend - die berücksichtigungsfähigen Schulden vom 
anrechenbaren Einkommen abziehen und bei der Festsetzung 
des je nach Einkommen geschuldeten Kindesunterhalts zu­
gleich den notwendigen Eigenbedarf (Selbstbehalt) des Un­
terhaltsverpflichteten wahren (vgl. u.a. Düsseldorfer Ta­
belle A Anm. 4; Düsseldorfer Leitlinien A I  13; Leitlinien 
der Oberlandesgerichte Celle I 8; Dresden I 8; München 
1.22; Schleswig A II 3, sämtlich abgedruckt in: Beilage zur 
NJW Heft 11/95) .

Der hiervon abweichenden Auffassung des Berufungsge­
richts, das bei der Ermittlung des Kindesunterhalts gene­
rell einen Vorwegabzug berücksichtigungsfähiger Schulden 
vom unterhaltserheblichen Einkommen des Verpflichteten ab­
lehnt, ist nicht zu folgen. Der Wortlaut des § 1603 Abs. 1 
BGB enthält dafür keine hinreichende Rechtfertigung. Denn 
diese Vorschrift regelt lediglich die Grenzen der Lei­
stungsfähigkeit des Verpflichteten und erlangt ihre eigent­
liche Bedeutung damit nur in Mangelfällen. Der Hinweis dar­
auf, daß eine frühere Verbesserung der Lebensstellung min­
derjähriger Kinder durch die mit den Krediten ermöglichten 
Anschaffungen und Aufwendungen nicht mehr besteht, ist in 
dieser Allgemeinheit ebenfalls nicht geeignet, die einkom­
mensmindernde Absetzung von Schulden vor der Bestimmung des 
Kindesunterhalts zu versagen. Abgesehen davon, daß es je­
weils von der Art der Aufwendung oder Anschaffung im Ein­
zelfall abhängen dürfte, ob und inwiefern diese zu einer 
Verbesserung der Lebensstellung des Kindes führt, darf 
nicht außer Betracht bleiben, daß der für die Anschaffungen 
aufgewendete Kredit laufende Belastungen nach sich zieht, 
die ihrerseits dauerhaft die Lebensstellung des Kindes - in
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ihrer Abhängigkeit von derjenigen des unterhaltspflichtigen 
Elternteils - prägen. Solange der Unterhaltsverpflichtete 
die Schulden zu tilgen hat und nur über entsprechend gerin­
gere Einkünfte verfügen kann, nimmt das minderjährige Kind, 
dessen Lebensstellung nicht etwa durch die Verhältnisse im 
Zeitpunkt der Auflösung der Ehe seiner Eltern festgelegt 
ist (vgl. Senatsurteil vom 23. Februar 1983 - IVb ZR 
362/81 = FamRZ 1983, 473), an dem wirtschaftlich geminder­
ten Lebensstandard teil (vgl. Soergel/Häberle aaO § 1610 
Rdn. 2). Daß sich auf diese Weise Schuldverbindlichkeiten 
der Eltern (bzw. des unterhaltspflichtigen Elternteils) 
nachteilig für ein unterhaltsbedürftiges Kind auswirken, 
ist eine Folge seiner wirtschaftlichen Unselbständigkeit 
und Abhängigkeit von den Einkommensverhältnissen der El­
tern. Das rechtfertigt es jedoch nicht, den Unterhaltsan­
spruch des Kindes abweichend von den Maßstäben der §§ 1601 
ff BGB zu bemessen.

4. Aus den dargelegten Gründen kann das angefochtene 
Urteil mit der gegebenen Begründung nicht bestehenbleiben.

Es erweist sich auch nicht aus anderen Gründen als 
richtig (§ 563 ZPO). Ebensowenig ist der erkennende Senat 
in der Lage, selbst in der Sache abschließend zu entschei­
den, da die Abzugsfähigkeit der geltend gemachten Verbind­
lichkeiten nach Grund und Höhe weiterer Aufklärung bedarf.

Abzugsfähig sind nicht von vorneherein sämtliche Schul­
den, die der Unterhaltsverpflichtete zu tilgen hat, sondern 
nur die unterhaltsrechtlich "berücksichtigungsfähigen" Ver­
bindlichkeiten. Ob und wieweit dieses Merkmal im Einzelfall
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erfüllt ist, ist nach ständiger Rechtsprechung unter umfas­
sender Interessenabwägung zu beurteilen, wobei es insbeson­
dere auf den Zweck der Verbindlichkeiten, den Zeitpunkt und 
die Art ihrer Entstehung, die Kenntnis des Unterhaltsver­
pflichteten von Grund und Höhe der Unterhaltsschuld und auf 
andere Umstände ankommt. In die Abwägung mit einzubeziehen 
sind auch die Möglichkeiten des Unterhaltsschuldners, seine 
Leistungsfähigkeit in zumutbarer Weise ganz oder teilweise 
wiederherzustellen, sowie ggf. schutzwürdige Belange des 
Drittgläubigers. Soweit es um den Unterhalt minderjähriger 
unverheirateter Kinder geht, denen der unterhaltspflichtige 
Elternteil nach § 1603 Abs. 2 Satz 1 BGB verschärft unter­
haltspflichtig 1st, ist zusätzlich zu beachten, daß diesen 
Kindern jede Möglichkeit fehlt, durch eigene Anstrengungen 
zur Deckung ihres notwendigen Unterhaltsbedarfs beizutra­
gen. Auf Schulden, die leichtfertig, für luxuriöse Zwecke 
oder ohne verständigen Grund eingegangen sind, kann sich 
der Unterhaltsverpflichtete grundsätzlich nicht berufen 
(vgl. Senatsurteile vom 18. März 1992 aaO; vom 15. November 
1989 aaO; vom 25. Januar 1984 - IVb ZR 43/82 = FamRZ 1984, 
358, 360; vom 25. November - nicht; 7. Oktober - 1981 
- IVb ZR 611/80 = FamRZ 1982, 157, 158).

Nach diesen Kriterien dürften die hier streitigen Ver­
bindlichkeiten des Beklagten, jedenfalls soweit die bisher 
getroffenen Feststellungen reichen, als berücksichtigungs­
fähig anzuerkennen sein. Davon geht ersichtlich auch das 
Berufungsgericht - im Grundsatz - aus (vgl. Berufungsurteil 
Bl. 6 im 3. Abs.). So ist im Hinblick auf den Zweck der im 
Jahre 1986 eingegangenen Verbindlichkeiten zunächst zu be­
rücksichtigen, daß der Beklagte mit dem Ausbau der Räume im
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Haus seines Vaters eine Wohnung für die - damals intakte - 
Familie geschaffen hat, in der diese seit 1986 bis zur 
Trennung der Eheleute jahrelang lebte, wobei die erbrachten 
Leistungen abgewohnt wurden und (weitere) Mietzinsen nicht 
zu zahlen waren. Soweit es um das Fahrzeug geht, sprechen 
die geltend gemachten Fahrtkosten dafür, daß der Beklagte, 
den Pkw für die Fahrten zu seiner Arbeitsstelle benötigt. 
Sollte das der Fall sein, dann hätte der Beklagte insoweit 
ggf. mit Hilfe der Kreditmittel sein Arbeitseinkommen er­
zielt und. auf diese Weise den Lebensstandard der Familie 
finanziert. Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme im Jahre 1986 
dürfte einer unterhaltsrechtlichen Berücksichtigung der 
daraus herrührenden laufenden Verbindlichkeiten nicht ent­
gegenstehen, da die Familie damals noch intakt war und der 
Beklagte mithin zwar für den allgemeinen Familienunterhalt 
aufkommen mußte, jedoch nicht mit der Notwendigkeit laufen­
der Barunterhaltszahlungen an den Kläger zu rechnen brauch­
te.

Die Berücksichtigungsfähigkeit der für den Ausbau der 
Familienwohnung und den Erwerb des Pkw aufgenommenen - und 
noch zu tilgenden - Schulden wird entgegen der Auffassung 
des Berufungsgerichts nicht dadurch in Frage gestellt, daß 
die entsprechenden Anschaffungen dem Kläger seit 1992 keine 
Vorteile mehr bringen. Darauf kommt es nicht an. Denn der 
Kläger nimmt seit seinem Auszug aus der Wohnung des Beklag­
ten im Jahre 1992 unterhaltsrechtlich weiterhin an dessen 
wirtschaftlicher Lebensstellung teil, auch soweit diese 
durch die laufenden Zins- und Tilgungsleistungen für den 
Kredit geprägt wird.
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Abgesehen von den genannten beiden Verwendungszwecken 
des aufgenommenen Kredits ist bisher nicht festgestellt, 
worauf die Überziehung des Girokontos des Beklagten in Höhe 
von 6.082,08 DM im Februar 1990 beruhte, die zusätzlich 
durch das zur Zeit noch zu tilgende Darlehen abgelöst wurde 
und einen nicht unerheblichen Teil der Darlehenssumme (von 
40.000 DM auf der Grundlage der halbierten "Restsumme" des 
ursprünglichen Kredits in Höhe von 31.688,44 DM) ausmachte. 
Das Berufungsgericht hat insoweit ersichtlich unterstellt, 
daß auch der Kontoüberziehung berücksichtigungsfähige 
Schulden zugrunde lagen. Es hat die Frage jedoch nicht nä­
her geprüft. Ihr kann aber deshalb Bedeutung zukommen, weil 
der Überziehungsbetrag die Höhe der zu leistenden laufenden 
Kreditraten mit beeinflussen dürfte. Wäre der entsprechende 
Betrag unterhaltsrechtlich nicht zu berücksichtigen, dann 
wäre das Einkommen des Beklagten - zum Zwecke der Bemessung 
des Kindesunterhalts - ggf. nur um geringere laufende Ver­
pflichtungen zu mindern.

5. Zur Klärung dieser Frage sowie zur Nachholung der im 
übrigen noch erforderlichen Feststellungen und zur erneuten 
Interessenabwägung im Hinblick auf die Berücksichtigungsfä­
higkeit der Schulden des Beklagten ist die Sache unter Auf­
hebung des angefochtenen Urteils an das Oberlandesgericht 
zurückzuverweisen.

Das weitere Verfahren wird dem Gericht auch Gelegenheit 
geben klarzustellen, ob es bei der Bemessung des Unterhalts 
für den Kläger anhand der Düsseldorfer Tabelle - wegen der 
Unterhaltsverpflichtung des Beklagten gegenüber nur einer 
Person - eine Höherstufung um eine oder um zwei Einkommens-
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stufen für gerechtfertigt hält. Bei seinen Ausführungen zur 
Unterhaltspflicht des Beklagten für 1993 hat das Gericht 
nämlich (im Berufungsurteil Bl. 6 oben) eine Höhergruppie­
rung um zwei Einkommensstufen vorgenommen; dasselbe hat es 
bei den Oberlegungen zur Reduzierung der Kreditraten erwo­
gen (im Berufungsurteil Bl. 7 Mitte). Hingegen hat es für 
1994 bei. einem zugrunde gelegten Einkommen des Beklagten 
von monatlich 3.265,76 DM, das als solches - ebenso wie das 
VorJahreseinkommen von monatlich 3.481,56 DM bzw. das bei 
angenommener Reduzierung der Kreditraten geminderte Einkom­
men von monatlich 3.081,56 DM - in die vierte Einkommens- 
gruppe zwischen 3.000 DM und 3.500 DM fällt, den Unter­
haltsanspruch des Klägers aus der Einkommensgruppe fünf be­
rechnet.

Blumenröhr Krohn Zysk

Hahne Gerber
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